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Keine betriebsbedingte Kündigung bei kurzfristigen Auftragslücken 
Spricht ein Arbeitgeber eine Kündigung aus betriebsbedingten Gründen aus und beruft sich da-
bei auf eine unternehmerische Entscheidung, muss diese Entscheidung ernsthaft getroffen und 
auf Dauer angelegt sein. Das hat das Landesarbeitsgericht Köln im Fall eines Arbeiters bei ei-
nem Papier verarbeitenden Unternehmen entschieden, dem der Arbeitgeber mit der Begrün-
dung betriebsbedingt gekündigt hatte, dass infolge Auftragsverlustes von Großkunden eine Pro-
duktionsanlage stillgelegt und eine Schicht reduziert werden müsse. In seiner Begründung ver-
weist das Gericht darauf, dass der Arbeitgeber die behauptete unternehmerische Entscheidung, 
die zum Wegfall des Arbeitsplatzes führe, nicht schlüssig vorgetragen habe. Es sei nicht ausrei-
chend, sich auf betriebliche Umstände oder schlagwortartige Beschreibungen zu beschränken. 
Vielmehr sei anzugeben, welche organisatorischen oder technischen Maßnahmen angeordnet 
worden seien und wie sie sich auf die Beschäftigungsmöglichkeit für den Gekündigten auswir-
ken. Ob derartige unternehmerische Entscheidungen tatsächlich vorlägen, sei von Gerichten zu 
überprüfen. Vorliegend sei weder die Stilllegung noch der Schichtabbau für längere Zeit erfolgt. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Köln vom 7. Februar 2006; Az.: 13 (5) Sa 1312/05) 
 
 
Unrichtige Arbeitszeitangabe kein Kündigungsgrund 
Hat ein Arbeitnehmer falsche Angaben zur Arbeitszeit gemacht, rechtfertigt das nur dann eine 
fristlose Kündigung, wenn es sich um ein vorsätzliches Vorgehen handelte. Das hat das Lan-
desarbeitsgericht Hessen im Fall einer Bürosachbearbeiterin entschieden, der nach einer fal-
schen Angabe des Arbeitsschlusses – sie hatte den Arbeitsplatz zwei Stunden früher verlassen 
als angegeben – nach 20-jähriger Betriebszugehörigkeit fristlos wegen Arbeitszeitbetruges ge-
kündigt worden war. Nach Angabe der Arbeitnehmerin handelte es sich bei der Falschangabe 
um ein Versehen. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass die Angabe einer 
falschen Arbeitszeit für sich allein nicht die Kündigung wegen Arbeitszeitbetruges rechtfertige. 
Vielmehr müsse dazu der Betrugsvorsatz nachgewiesen sein. Zwar könnte auch eine Nachläs-
sigkeit oder Unachtsamkeit bei der Zeitangabe arbeitsrechtliche Sanktionen begründen, eine 
fristlose Betrugskündigung sei damit aber nicht zu rechtfertigen. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hessen vom 8. Februar 2006; Az.: 6 Sa 1191/05) 
 
 
Verweigerung kurzfristiger Überstunden kein Kündigungsgrund 
Verlangt ein Arbeitgeber von Arbeitnehmern die Leistung von Überstunden, muss die Mehrarbeit 
im Regelfall angemessene Zeit vorher angekündigt werden. Das hat das Landesarbeitsgerichts 
Hessen im Fall einer Angestellten in einem Verwaltungsunternehmen entschieden, die sich im 
Hinblick auf ein zu versorgendes kleines Kind geweigert hatte, die kurzfristig anberaumten Ü-
berstunden zu leisten. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass der Arbeitgeber 
grundsätzlich berechtigt sei, Überstunden vom Arbeitnehmer zu verlangen. Diese müssten aber 
eine angemessene Zeit vorher angekündigt werden, wenn nicht dringende betriebliche Interes-
sen dem entgegenstünden. Vorliegend sei die rechtzeitige Ankündigung unterblieben, sondern 
die Anordnung der Mehrarbeit erst wenige Stunden vorher erfolgt, ohne dass ein besonderer 
Grund dies erforderlich gemacht habe. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hessen vom 13. Februar 2006; Az.: 3 Sa 2222/04) 
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Verdachtskündigung nur nach angemessener Sachverhaltsaufklärung 
Will ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer nach dem Verdacht einer Straftat kündigen, muss er 
den Sachverhalt mit allen zumutbaren Anstrengungen aufklären. Andernfalls ist die ausgespro-
chene Verdachtskündigung unwirksam. Das hat das Landesarbeitsgerichts Nürnberg im Fall 
eines Verkäufers in einem Handelsunternehmen entschieden, dem nach einem Diebstahlsver-
dacht einer Folienrolle im Wert von ca. 60 Euro außerordentlich gekündigt worden war. In seiner 
Begründung verweist das Gericht darauf, dass es den Besonderheiten einer Verdachtskündi-
gung entspreche, dass der Arbeitgeber verpflichtet sei, alle zumutbaren Anstrengungen zu un-
ternehmen, um den Sachverhalt aufzuklären. Dazu gehöre, den Arbeitnehmer mit den Ver-
dachtsumständen zu konfrontieren und die vorliegenden Angaben auf ihren Wahrheitsgehalt hin 
zu prüfen. Vorliegend habe der Arbeitgeber nicht alles Zumutbare getan, um die Verdachtsmo-
mente zu erhärten oder abzumildern. Diese Verletzung der Aufklärungspflicht führe zur Unwirk-
samkeit der ausgesprochenen Kündigung. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Nürnberg vom 28. November 2005; Az.: 6 Sa 238/05) 
 
 
Veruntreuung von Kleinstbetrag: fristlose Kündigung 
Auch wenn ein Arbeitnehmer nur eine kleine Geldsumme am Arbeitsplatz veruntreut, rechtfertigt 
dies bereits eine fristlose Kündigung. Das hat das Arbeitsgericht Frankfurt am Main im Fall der 
Kassiererin einer Schnellimbisskette entschieden, die von einem Gast bei der Veruntreuung von 
fünf Euro beobachtet worden war. Die Überführung gelang mittels einem anschließend durchge-
führten Kassensturz. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass auch die Verun-
treuung von Kleinstbeträgen ein Eigentumsdelikt darstellten. Das berechtige den Arbeitgeber 
stets zu einer fristlosen Kündigung ohne vorausgegangene Abmahnung. Dabei sei es unerheb-
lich, dass im vorliegenden Fall ein gegen die Arbeitnehmerin eingeleitetes Strafverfahren vorher 
wegen geringer Schuld eingestellt worden sei.  
(Urteil des Arbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 23. August 2006; Az.: 22 Ca 803/06) 
 
 
Fristlose Kündigung bei Beeinträchtigung des Betriebsinteresses 
Verstößt ein Angestellter bewusst gegen Lebensmittelvorschriften, kann dies eine fristlose Kün-
digung rechtfertigen. Das hat das Landesarbeitsgericht Hessen im Fall eines Fleischereiange-
stellten in einem Supermarkt entschieden, der entgegen ausdrücklicher Anweisung bei einem 
vorbestellten Schweinerollbraten Hackfleisch vom Vortag verarbeitet hatte, womit er gegen die 
Hackfleischverordnung verstoßen hatte. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass 
in einem solchen Fall eine vorherige Abmahnung vor der Kündigung entbehrlich sei. Jeder Flei-
scher müsse wissen, dass Hackfleisch sehr schnell verderbe und daraus dann ein beträchtliches 
Gesundheitsrisiko für die Kunden folge. Bei einer derart erheblichen Beeinträchtigung der Ge-
schäftsinteressen des Arbeitgebers sei auch nach langjähriger unbeanstandeter Zusammenar-
beit eine sofortige Beendigung des Arbeitsverhältnisses gerechtfertigt. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hessen vom 27. April 2006; Az.: 5 Sa 1710/05) 
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Arbeitsbefristung genau begründen 
Befristet ein Arbeitgeber ein Arbeitsverhältnis, reichen pauschale Angaben zur Begründung der 
Befristung nicht aus. Vielmehr muss die Befristung detailliert begründet werden. Das hat das 
Landesarbeitsgericht Hessen im Fall einer Verwaltungsangestellten bei einer Landesbehörde 
entschieden, die sich gegen die Wirksamkeit einer Befristung gewehrt hatte. In seiner Begrün-
dung verweist das Gericht darauf, dass vom Arbeitgeber bei befristet eingestellten Arbeitskräften 
eine genaue Prognose erwartet werden müsse, die den nur vorübergehenden Bedarf an Ar-
beitskräften beschreibe. Bei Vertragsabschluss müsse die Prognose ergeben, dass die konkrete 
Aufgabenstellung innerhalb der vorgesehenen Beschäftigungsfrist zu erledigen sei. Da es vor-
liegend an einer entsprechenden detaillierten Begründung mangele, sei die Befristung unwirk-
sam; die Folge sei ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hessen vom 5. Juli 2006; Az.: 2 Sa 2001/05) 
 
 
Fristlose Kündigung nach Arbeitszeitbetrug 
Entfernt ein Arbeitnehmer sich während der Arbeitszeit mehrfach unerlaubt vom Arbeitsort, be-
geht er Arbeitszeitbetrug, der eine fristlose Kündigung rechtfertigen kann. Das hat das Arbeits-
gericht Frankfurt am Main im Fall eines Flugzeugreinigers entschieden, der während der Nacht-
schicht an vier Terminen mit dem Dienstwagen für ca. eine halbe Stunde nach Hause gefahren 
war. Auf Nachfrage hatte er die unerlaubte Entfernung in einem Personalgespräch geleugnet. 
Der Arbeitgeber konnte aber anhand eines im Fahrzeug befindlichen Navigationssystems die 
Abwesenheitszeiten und -orte nachweisen und kündigte fristlos. In seiner Begründung verweist 
das Gericht darauf, dass das unerlaubte Entfernen vom Arbeitsort als Arbeitszeitbetrug einen 
wichtigen Grund (vgl. § 626 Abs. 1 BGB) darstelle, der zur fristlosen Kündigung führen könne. 
Es komme hinzu, dass der Arbeitnehmer die Taten hartnäckig geleugnet habe, wodurch auch 
eine zusätzliche Störung im Vertrauensbereich entstanden sei, die eine vorherige Abmahnung 
entbehrlich mache. 
(Urteil des Arbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 28. Juni 2006; Az.: 7 Ca 10530/05) 
 
 
EuGH-Entscheidung: Mindesturlaub nicht „auszahlbar“ 
Mit Entscheidung vom 6. April 2006 entschied der Europäische Gerichtshof, dass der bezahlte 
Mindesturlaub von vier Wochen im Jahr nicht durch finanzielle Entschädigungen ersetzt werden 
darf. Der Gerichtshof sieht darin einen unzulässigen Anreiz des Arbeitnehmers auf den Erho-
lungsurlaub zu verzichten. Etwas anderes gilt nur im Jahr der Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses (Az.: C-124/05). 
 
 
Rechtsprechung: Resturlaub im neuen Jahr 
Nach § 7 Absatz 3 des Bundesurlaubgesetztes wird der nicht genommene Urlaub automatisch 
auf das neue Jahr übertragen. Dazu benötigt es weder einen Antrag des Arbeitnehmers noch 
eine Genehmigung des Arbeitgebers, so das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein mit Urteil 
vom 23. November 2005. Sind weitere Vereinbarung hinsichtlich des Resturlaubes nicht getrof-
fen, muss der Resturlaub bis Ende März des Folgejahres verbraucht werden. Ab April ist der 
(Rest-)Urlaubsanspruch ansonsten verfallen (Az.: 3 SA 433/05). 
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